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Resolution der Generalversammlung, verabschiedet am 2. April 2015 

[aufgrund des Berichts des Fünften Ausschusses (A/69/693/Add.1)] 

69/276. Bau neuer Räumlichkeiten für die Abteilung Arusha 
des Internationalen Residualmechanismus für die 
Ad-hoc-Strafgerichtshöfe 

 
 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen 66/240 B vom 21. Juni 2012, 67/244 A vom 
24. Dezember 2012, 67/244 B vom 12. April 2013, 68/257 vom 27. Dezember 2013 und 
68/267 vom 9. April 2014, 

 nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs1 und des entsprechenden Be-
richts des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- und Haushaltsfragen2, 

 1. bekundet der Regierung der Vereinigten Republik Tansania erneut ihren Dank 
für die Bemühungen, die sie auch weiterhin unternimmt, um den Bau der neuen Räumlich-
keiten zu erleichtern; 

 2. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs1; 

 3. schließt sich vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Resolution den Schluss-
folgerungen und Empfehlungen im Bericht des Beratenden Ausschusses für Verwaltungs- 
und Haushaltsfragen2 an; 

 4. begrüßt die fortwährenden Bemühungen des Internationalen Residualmecha-
nismus für die Ad-hoc-Strafgerichtshöfe um eine Zusammenarbeit mit anderen Justizinsti-
tutionen; 

 5. ermutigt den Generalsekretär, sich bei der Projektdurchführung weiter um die 
Einbeziehung vor Ort vorhandener Kenntnisse und Kapazitäten zu bemühen; 

 6. nimmt zur Kenntnis, dass die Büroräumlichkeiten an wechselnde Personalan-
forderungen angepasst werden können, unter anderem durch die Nutzung gemeinsamer 
Bereiche innerhalb der Räumlichkeiten ohne Vergrößerung ihrer Gesamtfläche, und er-
sucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht, im Rahmen künftiger Fortschrittsberichte 
weitere Informationen zu dieser Angelegenheit bereitzustellen; 

_______________ 
1 A/69/734. 
2 A/69/788. 
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 7. legt dem Generalsekretär nahe, dafür zu sorgen, dass Erkenntnisse und be-
währte Verfahren weitergegeben und auf laufende und künftige Investitionsprojekte ange-
wandt werden, soweit angezeigt; 

 8. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin alles Erforderliche zu tun, um po-
tenzielle Risiken zu mindern und sicherzustellen, dass das Bauprojekt genau überwacht 
und innerhalb der genehmigten Frist und im Rahmen der bewilligten Mittel abgeschlossen 
wird; 

 9. betont, dass die für Bauprojekte bewilligten Rückstellungen für unvorhergese-
hene Ausgaben als notwendige Absicherung gegen unvorhergesehene Mittelüberschreitun-
gen während der Projektdurchführung dienen, und ersucht den Generalsekretär in dieser 
Hinsicht, sicherzustellen, dass Mittelüberschreitungen in Zukunft zunächst durch Einspa-
rungen aufgrund von Effizienzgewinnen an anderer Stelle ausgeglichen werden, um mög-
lichst zu vermeiden, dass Rückstellungen für unvorhergesehene Ausgaben in Anspruch ge-
nommen werden müssen; 

 10. stellt mit Besorgnis fest, dass für die Beratungsleistungen von Architekten und 
Ingenieuren sowie für die Bauaufträge mehr Mittel vergeben wurden als angesetzt, und er-
sucht den Generalsekretär in dieser Hinsicht, alles daranzusetzen, während der gesamten 
Projektdurchführung Effizienzgewinne zu erzielen, und im Rahmen künftiger Fortschritts-
berichte darüber Bericht zu erstatten; 

 11. erinnert an die Ziffern 31 und 32 des Berichts des Beratenden Ausschusses 
und legt dem Generalsekretär in dieser Hinsicht nahe, weiter zu prüfen, inwieweit der Me-
chanismus nutzbare Möbel und Ausrüstungsgegenstände des Internationalen Strafgerichts-
hofs zur Verfolgung der Personen, die für Völkermord und andere schwere Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht im Hoheitsgebiet Ruandas zwischen dem 1. Januar 1994 und 
dem 31. Dezember 1994 verantwortlich sind, sowie ruandischer Staatsangehöriger, die für 
während desselben Zeitraums im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen Völker-
mord und andere derartige Verstöße verantwortlich sind, und des Internationalen Strafge-
richtshofs zur Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im Hoheitsgebiet des 
ehemaligen Jugoslawien begangenen schweren Verstöße gegen das humanitäre Völker-
recht verwenden kann, wo dies möglich und wirtschaftlich ist, und im Rahmen künftiger 
Fortschrittsberichte darüber Bericht zu erstatten; 

 12. ersucht den Generalsekretär, die Mitgliedstaaten über den Bereich Zentrale 
Unterstützungsdienste der Sekretariats-Hauptabteilung Management auch weiterhin regel-
mäßig über den Fortgang des Bauprojekts auf dem Laufenden zu halten; 

 13. ersucht den Generalsekretär außerdem, der Generalversammlung auf dem ers-
ten Teil ihrer wiederaufgenommenen siebzigsten Tagung einen Fortschrittsbericht über die 
Durchführung des Projekts vorzulegen, in dem unter anderem die Ausgaben für das Projekt 
und die Gesamtkosten dargelegt werden. 

84. Plenarsitzung 
2. April 2015 

 


